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Vernehmlassung zur Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes (Meldung von Personen 
mit besonderem Beratungsbedarf bei der Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung)

Sehr geehrter Herr Bundesrat,
sehr geehrte Damen und Herren 

Wir  bedanken  uns  für  die  Möglichkeit,  an  diesem Vernehmlassungsverfahren  teilzunehmen  und 
unterbreiten Ihnen nachfolgend unsere Stellungnahme.

1. Ausgangslage

Mit der vorgeschlagenen Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes (AIG) will der Bundesrat das 
inländische Arbeitskräftepotenzial besser nutzen und die berufliche Integration von Personen fördern, die 
im Rahmen des Familiennachzugs in die Schweiz gekommen sind. Neu sollen Personen ohne Arbeit oder  
Ausbildung  den  kantonalen  Berufs-,  Studien-  und  Laufbahnberatungen  gemeldet  werden,  damit  sie 
frühzeitig  Informationen  und  Unterstützung  beim  Einstieg  in  den  Schweizer  Arbeitsmarkt  erhalten. 
Gleichzeitig soll das Pilotprogramm «Perspecta» bis 2030 verlängert werden.

2. Grundsätze der EVP für Integration und Arbeitsmarkt

Die EVP setzt sich für eine Integrationspolitik ein, welche Eigenverantwortung, Chancengerechtigkeit und 
gesellschaftliche Teilhabe fördert. Arbeit bedeutet mehr als Einkommen: Sie ermöglicht soziale Integration, 
Selbstständigkeit  und  die  Entfaltung  der  persönlichen  Fähigkeiten.  Jeder  Mensch  soll  die  Möglichkeit 
erhalten, seine Begabungen einzubringen und zum Gemeinwohl beizutragen.

Eine  gelingende  Integration  berücksichtigt  gleichzeitig  die  unterschiedlichen  Lebenssituationen  der 
Betroffenen. Insbesondere Familienaufgaben sowie die Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen 
sind wichtige Voraussetzungen für eine nachhaltige berufliche Integration.



3. Stellungnahme

Die EVP Schweiz begrüsst die vorgeschlagene Änderung des AIG. Eine frühzeitige Information und Beratung  
von  Personen  im Familiennachzug  kann  einen  wichtigen  Beitrag  dazu  leisten,  das  bereits  vorhandene 
Arbeitskräftepotenzial besser zu nutzen und die gesellschaftliche Integration zu stärken.

Die  Verlängerung  des  Pilotprogramms  «Perspecta»  ist  ebenfalls  zu  begrüssen.  Sie  ermöglicht  es,  die 
Erfahrungen der Kantone auszuwerten und bewährte Instrumente weiterzuentwickeln.

Die EVP regt an, bei der Umsetzung den unterschiedlichen Lebenssituationen der Betroffenen Rechnung zu 
tragen. Beratungsangebote sollen insbesondere Familienpflichten, Teilzeitmodelle sowie die Anerkennung 
ausländischer Berufsqualifikationen angemessen berücksichtigen. Zudem sollte die Zusammenarbeit mit  
Gemeinden,  Arbeitgebern  sowie  zivilgesellschaftlichen  Organisationen  weiter  gestärkt  werden,  um  den 
Einstieg in den Arbeitsmarkt nachhaltig zu erleichtern.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen für Rückfragen oder einen 
weiterführenden Austausch gerne zur Verfügung.

Lilian Studer Alex Würzer
Präsidentin EVP Schweiz Generalsekretär EVP Schweiz
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